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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Einführung eines Mutterschaftsurlaubs 
— Drucksachen 8/261 3, 8/2797 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 473. Sitzung am 1. Juni 
1979 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 10. Mai 1979 verabschiedeten Gesetz zu verlan- 
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 
77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nachstehend 
angegebenen Gründen einberufen wird. 

Gründe 

1. Nach Artikel 6 (Artikel 6a- neu -), 
zu Artikel 7 Abs. 5 

a) Es ist folgender Artikel 6 a einzufügen: 

„Artikel 6 a 

Gesetz über Familiengeld 
für Nichterwerbstätige 

§ 1 

Familiengeld für Nichterwerbstätige 

(1) Mütter, die keinen Anspruch auf Mut- 
terschaftsgeld nach den Bestimmungen des 
Mutterschutzgesetzes haben, erhalten ab der 
Geburt eines Kindes sechs Monate lang Fami- 


liengeld für Nichterwerbstätige in Höhe von 
500 Deutsche Mark monatlich, wenn sie in 
diesem Zeitraum nicht erwerbstätig sind und 
ihnen die Pflege und Erziehung des Kindes 
obliegt. Das Familiengeld für Nichterwerbs- 
tätige wird für denselben Zeitraum nur ein- 
mal gewährt. 

(2) Anspruchsberechtigt sind 

1. Mütter, die Deutsche im Sinne des Grund- 
gesetzes sind oder deren Kind die deut- 
sche Staatsangehörigkeit besitzt und 

a) einen Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Inland haben oder 

b) als Ehefrau eines deutschen Staats- 
angehörigen, mit dem sie in Hausge- 
meinschaft leben, deshalb einen Wohn- 
sitz oder ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt in einem Gebiet außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
haben, weil der Ehegatte von seinem 
im Inland ansässigen Arbeitgeber oder 
Dienstherrn zur vorübergehenden 
Dienstleistung in ein Gebiet außerhalb 
dieses Geltungsbereichs entsandt, ab- 
geordnet, versetzt oder komrnandiert 
ist oder als Bediensteter der Deutschen 
Bundesbahn, der Deutschen Bundespost 
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oder der Bundesfinanzverwaltung in 
einem der Bundesrepublik Deutschland 
benachbarten Staat beschäftigt ist, 

2. Mütter mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
die zum Zwecke der Ausbildung vorüber- 
gehend einen Wohnsitz oder ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, 

3. Ausländerinnen, die als Ehefrauen auslän- 
discher Arbeitnehmer seit mindestens 
einem Jahr vor der Geburt des Kindes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt haben. 

Die Zeitbestimmung nach Nummer 3 findet 
auf Ehefrauen von ausländischen Arbeitneh- 
mern, die die Staatsangehörigkeit eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaft 
besitzen, keine Anwendung. 

§ 2 

Kostendeckung durch den Bund 

Die Aufwendungen für das Familiengeld 
für Nichterwerbstätige trägt der Bund. 

§ 3 

Abwicklung 

(1) Die Abwicklung erfolgt bei dem Träger 
der sozialen Krankenversicherung, bei dem 
die berechtigte Mutter versichert oder über 
die Familienhilfe mitversichert ist, in den ' 
übrigen Fällen durch die örtlich zuständige 
Ortskrankenkasse. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen durch 
allgemeine Verwaltuiigsvorschriften mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Nähere über 
die Zahlung des Familiengeldes für Nicht- 
erwerbstätige. 

§ 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe, des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch 
im Land Berlin." 

b) In Artikel 7 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Familiengeld für Nichterwerbstätige 
nach Artikel 6 a dieses Gesetzes können die 
Mütter verlangen, deren Kind am 1. März 


1979 oder danach geboren wurde. Bei Geburt 
des Kindes vor dem 1. Juli 1979 endet der An- 
spruch mit Vollendung des sechsten Lebens- 
monats des Kindes. Für einen angebrochenen 
Monat wird das Familiengeld fiir Nicht- 
erwerbstätige in voller Höhe gezahlt." 

Begründung 

I. Allgemeines 

Der Bundesrat hat bereits in seiner Stellung- 
nahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
dargelegt, daß es ein Gebot sozialer Gerechtig- 
keit und eine familienpolitische Notwendigkeit 
darstellt, allen Müttern die gleiche Vergünsti- 
gung zu gewähren, wie sie in dem jetzigen Ge- 
setzesbeschluß für Mütter in einem Arbeitsver- 
hältnis vorgesehen ist. Er bedauert, daß diesen 
Vorschlägen, die im Gesetzgebungsverfahren 
ausformuliert Vorlagen, nicht gefolgt worden ist. 

Der Bundesrat hält entgegen der Auffassung der 
Bundesregierung und der Mehrheit des Deut- 
schen Bundestages an seiner Auffassung fest, 
daß nichtberufstätige Mütter, die im Interesse 
ihrer Kinder auf eine Erwerb Stätigkeit verzich- 
ten, nicht benachteiligt werden dürfen. Es ist 
deshalb nach seiner Auffassung erforderlich, den 
Gesetzesbeschluß durch die Einführung eines Fa- 
miliengeldes zu ergänzen; dies soll mit Wirkung 
vom 1. Juli 1979 die wirtschaftliche Situation von 
nichterwerbstätigen Müttern mit Kindern bis 
zum Alter von sechs Monaten wie folgt ver- 
bessern: 

Nichterwerbstätige Mütter erhalten nach dem 
Änderungsvorschlag für sechs Monate nach der 
Geburt eines Kindes ein Familiengeld für Nicht- 
erwerbstätige von 500 Deutsche Mark, insgesamt 
3000 Deutsche Mark. Dieses Familiengeld für 
Nichterwerbstätige können auch Mütter bean- 
spruchen, die eine selbständige Tätigkeit für den 
Bezugszeitraum des Familiengeldes für Nicht- 
erwerbstätige aufgeben oder unterbrechen, fer- 
ner beurlaubte Beamtinnen und Richterinnen 
ohne Ansprüche gegen den Dienstherrn aus der 
Mutterschaft. 

Ein Familiengeld für Nichterwerbstätige nach der 
Geburt eines Kindes entspricht etwa den Lei- 
stungen an Arbeitnehmerinnen, wie es in der 
Form eines verlängerten Mutterschaftsgeldbezu- 
ges während des Mutterschaftsurlaubs vorge- 
sehen ist. Es stellt auf die für die Gesellschaft 
wichtige Betreuung und Erziehung eines . Klein- 
kindes ab. Es widerspräche dem Gebot der so- 
zialen Gerechtigkeit, die heute schon bestehende 
materielle Präferenz für die im Arbeitsverhältnis 
stehende Mutter (Ausgleich des Entgeltausfalls 
während der Schutzfristen nach dem Mutter- 
schutzgesetz) zu Lasten des Steuerzahlers auszu- 
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weiten, jedoch andere Mütter leer ausgehen zu 
lassen. Auch folgende Einzelaspekte sprechen für 
die vorgeschlagene Lösung: 

a) Beschränken sich zusätzliche Leistungen nur 
auf in abhängiger Beschäftigung stehende 
Frauen, so werden künftig Frauen vor der 
Geburt eines Kindes, die wegen der Betreu- 
ung vorgeborener Kinder nicht berufstätig 
waren, zunehmend in ein Beschäftigungsver- 
hältnis gehen wollen oder sich arbeitsuchend 
melden, um in den Genuß der erheblich auf- 
gebesserten Leistungen in Verbindung mit 
der Geburt eines Kindes zu kommen. Bei 
relativ hoher Frauenarbeitslosigkeit und 
stark geminderten Vermittlungschancen 
schwangerer Arbeitsuchender dürfte u. a. ein 
hoher zusätzlicher Aufwand der Bundesan- 
stalt für Arbeit und letztlich des Bundes die 
Folge sein. 

b) Für jüngere verheiratete Mütter, die aus der 
stillen Arbeitsmarktreserve wieder in den 
Erwerbsprozeß wollen, dürften sich die Be- 
schäftigungschancen verschlechtern, wenn 
potentielle Arbeitgeber befürchten, die Ar- 
beitsaufnahme diene der Erlangung hoher 
Mutterschaftsleistungen, die zu einem hohen 
Anteil von den Arbeitgebern zu erbringen 
sind, selbst wenn dies in der Mehrzahl der 
Fälle unbegründet sein dürfte. Unübersehbar 
sind jedoch die hohen Risiken von Arbeit- 
gebern mit geringer Beschäftigtenzahl (ge- 
werblicher Mittelstand, freie Berufe) oder 
Unternehmen mit einem überdurchschnitt- 
lichen Anteil beschäftigter Frauen. Zu der in 
den letzten Jahren wiederholt aufgeworfenen 
Frage, ob nicht die Kosten der Arbeitgeber 
für die Mutterschaftsleistungen (laut Sozial- 
budget 1978 in 1976 320 Millionen Deutsche 
Mark, in 1978 425 Millionen Deutsche Mark, 
1982 616 Millionen Deutsche Mark) wenig- 
stens teilweise auf Krankenkassen und Bund 
verlagert werden sollten, enthält auch der 
Änderungsvorschlag keine Lösung. Dies er- 
scheint deshalb vertretbar, weil das Familien- 
geld für Nichterwerbstätige den Hausfrauen 
die gleichen Leistungsverbesserungen sichert 
wie Arbeitnehmerinnen und damit einem 
Trend zur erhöhten Berufstätigkeit von 
Frauen vor der Geburt eines Kindes be- 
gegnet. 

Die Problematik der Entlastung der Arbeit- 
geber stellt sich aber nach der Konzeption, 
die der Gesetzesbeschluß vorsieht, mit grö- 
ßerer Dringlichkeit. 

IL Kosten des Familiengeldes für 
Nichterwerbstätige 

Geht man von einer Zahl von 300 000 Frauen 
aus, die nicht erwerbstätig sind oder eine Er- 
werbstätigkeit als Selbständige aufgegeben 
haben, so ergeben sich für das zweite Halbjahr 
1979 Aufwendungen von etwa 0,45 Milliarden 
Deutsche Mark, für die Folgejahre von 0,9 Mil- 
liarden Deutsche Mark. 


IIL Einzelbegründung 
1. Zu Artikel 6 a 

§ 1 (Familiengeld für Nichterwerbstätige) 

Absatz 1: Diese Vorschrift sichert nichterwerbs- 
tätigen Müttern für die Dauer von sechs Mona- 
ten nach der Geburt eines Kindes ein Familien- 
geld für Nichterwerbstätige von 500 Deutsche 
Mark monatlich, insgesamt 3000 Deutsche Mark. 
Eine besondere gesetzliche Regelung ist notwen- 
dig, weil das Familiengeld für Nichterwerbs- 
tätige systematisch weder in das Mutterschutz- 
gesetz noch in die Reichsversicherungsordnung 
paßt. 

Im Gegensatz zum Mutterschaftsgeld während 
des Mutterschaftsurlaubs ist eine Beitragszah- 
lung zur Krankenversicherung nicht vorgesehen, 
weil die Bezieherinnen von Familiengeld für 
Nichterwerbstätige in der Regel entweder über 
die Familienhilfe in der sozialen Krankenver- 
sicherung geschützt sind oder anderweitig Kran- 
kenversicherungsschutz haben. 

Eine Beitragszahlung zur Rentenversicherung er- 
scheint zur Zeit deshalb noch nicht zweckmäßig, 
weil ein Bemessungseinkommen von 500 Deut- 
sche Mark monatlich für die Beitragshöhe als Ein- 
stieg für die Anerkennung von Erziehungsjahren 
in der Rentenversicherung nicht ausreichend er- 
scheint, da unter diesem Aspekt bereits die Bei- 
tragszahlung zur Rentenversicherung beim 
Mutterschaftsgeld während des Mutterschafts- 
urlaubs für einen Betrag von 750 Deutsche Mark 
monatlich yon vielen betroffenen Frauen als un- 
zureichend empfunden werden dürfte. Die Pro- 
blematik der Berücksichtigung von Zeiten des 
Bezugs von Familiengeld für Nichterwerbstätige 

— wahrscheinlich aber auch des Bezugs von Mut- 
terschaftsgeld während des Mutterschaftsur- 
laubs - wird im Zusammenhang mit der Neuord- 
nung der Sozialen Sicherung der Frau zu klären 
sein. Die Formulierung stellt sicher, daß bei 
Mehrlingsgeburten das Familiengeld für Nicht- 
erwerbstätige für den gleichen Zeitraum nur ein- 
mal gezahlt wird. 

Absatz 2: Das Familiengeld für Nichterwerbs- 
tätige können beanspruchen; 

— Mütter mit einem Wohnsitz oder dauerndem 
Aufenthalt im Inland, wenn sie oder das 
Kind die deutsche Staatsangehörigkeit be- 
sitzen, 

— Mütter, die sich vorübergehend im Ausland 
zu Ausbildungszwecken oder als Ehefrauen 
deutscher Arbeitnehmer, die im Auftrag eines 
Inlandsarbeitgebers zur Erbringung von 
Dienstleistungen im Ausland tätig sind, auf- 
halten, 

— Ehefrauen ausländischer Arbeitnehmer, die 
mindestens ein Jahr im Inland leben, 

— Ehefrauen von Arbeitnehmern aus Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft, die 
im Inland leben, ohne die Voraussetzung 
einer Mindestaufenthaltsdauer. 
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§ 2 (Kostendeckung durch den Bund) 

Die Vorschrift beinhaltet, daß der Bund auch die 
Kosten des Familiengeldes für Nichterwerbs- 
tätige trägt. 

§ 3 (Durchführung des Gesetzes) 

Absatz 1: Die Abwicklung des Familiengeldes für 
Nichterwerbstätige soll durch die soziale Kran- 
kenversicherung erfolgen, 

a) vorrangig durch den Träger, bei dem die Be- 
rechtigte versichert oder über die Familien- 
hilfe mitversichert ist, 

b) nachrangig über die örtlich zuständige Orts- 
krankenkasse. 

Absatz 2: Das Nähere über die Abwicklung des 
Familiengeldes für Nichterwerbstätige soll durch 
allgemeine Verwaltungsvor Schriften des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen mit Zustimmung des Bundesrates geregelt 
werden, 

§ 4 (Berlin-Klausel) 
übliche Berlin-Klausel. 

2. Zu der Ergänzung des Artikels 7 

Absatz 5: stellt sicher, daß das Familiengeld für 
Nichterwerbstätige mindestens für zwei Monate 
solchen Müttern zugute kommt, deren Kind ab 
1. März 1979 geboren wird. 

2. Nach Artikel 6 a neu - (Artikel 6b- neu ~) 

Nach Artikel 6a- neu - ist folgender Artikel 6 b 
einzufügen: 


„Artikel 6 b 

Der Bund erstattet den öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren die vergleichbaren Leistungen, 
die diese ihren Beamtinnen während des Mut- 
terschaftsurlaubs gewähren.“ 

Begründung 

Das vom Bundestag beschlossene Gesetz zur Ein- 
führung eines Mutterschaftsurlaubs für die Ar- 
beitnehmerinnen verpflichtet die öffentlich-recht- 
lichen Dienstherren, aus Gründen der Gleich- 
behandlung für die Beamtinnen eine entspre- 
chende Lösung zu treffen. Hierzu bedarf es kei- 
ner eigenen gesetzlichen Regelung, sondern nur 
einer entsprechenden Änderung der Verordnun- 
gen der Landesregierungen über den Mutter- 
schutz für Beamtinnen. Wegen der unerwünsch- 
ten dienstrechtlichen Folgen, die sich bei einer 
Gewährung des Mutterschaftsgeldes in Form 
einer Fürsorgeleistung ergeben würden (Wegfall 
der Beihilfen, keine Berücksichtigung der Beur- 
laubungszeit beim Besoldungsdienstalter und bei 
der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit), ist bei Beam- 
tinnen während des Mutterschaftsurlaubs aus 
formulierungs-technischen Gründen eine Fortzah- 
lung der Dienst- oder Anwärterbezüge mit glei- 
cher Begrenzung wie für die Arbeitnehmerinnen 
vorgesehen. Im Ergebnis handelt es sich aber 
auch hier nicht um Besoldung, sondern um eine 
dem Mutterschaftsgeld für die Arbeitnehmerin- 
nen vergleichbare Sozialleistung. Es ist deshalb 
geboten, daß der Bund, entsprechend der für die 
Arbeitnehmerinnen des öffentlichen Dienstes be- 
schlossenen Regelung, auch die durch ein Bun- 
desgesetz ausgelösten Leistungen an die Beam- 
tinnen übernimmt. Diese Mehrausgaben für die 
öffentlichen Haushalte könnten zumindest von 
den kleineren Gebietskörperschaften nur sehr 
schwer aufgebracht werden. 
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